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Arbeiterausschüsse im Ruhrbergbau 
zwischen 1906 und 1914 

Die Geschichte der Bergarbeiterbewegung bis zum Er­

sten Weltkrieg ist in der historischen Forschung vor allem 

unter dem Einfluß der Streikbewegungen von 1889, 1905 

und 1912 behandelt worden 1. Selbst die jüngsten Arbei­

ten zur Sozialgeschichte der Bergarbeiter nehmen den 

ersten großen Streik an der Ruhr als zeitliche Zäsu?. Je­

doch kann unter diesen Aspekten die Ausgestaltung der 

sozialen Betriebsorganisation, insbesondere die konkre­

te Arbeitsmöglichkeit und -fähigkeit der ersten "zaghaf­

ten" Belegschaftsvertretungen, noch nicht als endgültig 

erforscht bezeichnet werden, was übrigens ganz im Ge­

gensatz zu den vielfältigen Analysen der parteipoliti­

schen und ideologischen Strömungen innerhalb der 

Bergarbeiterverbände einerseits und der staatlichen So­

zial- und Innenpolitik andererseits steht. 

Die obligatorische Einführung ständiger Arbeiteraus­

schüsse für Schachtanlagen mit mehr als 100 Beschäf­

tigten gehört zweifellos zu den greifbarsten Ergebnissen 

der preußischen Berggesetznovelle von 19053. Schon 

während der parlamentarischen Diskussion über die in­

nerbetrieblichen Arbeitervertretungen waren ihre Oblie­

genheiten, ihr Wahlmodus und ihr Mitspracherecht heiß 

umkämpft. Nach der Verabschiedung des Gesetzes rief 

ihre konkrete institutionelle Gestalt bei den Bergarbeiter­

verbänden und sogar Teilen der Belegschaften Entrü­

stung, oft Verbitterung hervor4• 

Der nachfolgende Aufsatz5 versucht, die Tätigkeit der Ar­

beiterausschüsse im Rahmen der arbeitsorganisatori­

schen Konfliktregelung zwischen 1906 und 1914 zu ana­

lysieren. Er stützt sich dabei auf umfangreiches, neu er­

schlossenes Quellenmaterial im Bergbau-Archiv Bo­

chum. 

Zur Forschungs- und Quellenlage 

Obwohl die Arbeiterausschüsse ein viel umstrittenes In­

strument einer sich nur mühsam herausbildenden Mitbe­

stimmung waren, haben sie in der Sekundärliteratur bis­

lang relativ wenig spezifische Beachtung gefunden, - . 

insbesondere was eine detaillierte Einschätzung ihrer 

Funktion, Arbeitsweise und Reichweite im Jahrzehnt vor 
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dem Ersten Weltkrieg anbelangt. Die Forschung hat sich 

bislang fast ausschließlich auf die staatlichen Quellen ge­

stützt und je nach den Schwerpunkten der Fragestellun­

gen die zeitgenössischen gedruckten Verlautbarungen 

der an der Auseinandersetzung beteiligten, ideologisch 

und vom Interessenstandpunkt konträren Gegner als ln­

terpretationshilfe herangezogen. Am fundiertesten dazu 

sind zweifellos die Arbeiten von Gerhard Adelmann und 

Hans-Jürgen Teuteberg6 . Adelmann kommt das zusätzli­

che Verdienst zu, bislang als einziger in Ansätzen auch 

konkret Quellen der unmittelbar Betroffenen , d. h. der 

Arbeiterausschüsse, herangezogen zu haben. Aber auch 

er hat seine Aussagen über die praktische Tätigkeit der 

Arbeiterausschüsse, die er m. E. global als zu positiv be­

urteilt, im wesentlichen nur auf der Basis der Protokolle 

der Schachtanlage Prosper (und einiger weniger der Ze­

che Vondern) gegründef. 

Der vorliegende Aufsatz greift diesen Ansatz erneut auf. 

Schwerpunktmäßig wird versucht, sowohl die Arbeits­

weise als auch die Reichweite und die damit verbunde­

nen Einflußmöglichkeiten der Ausschüsse auf die Be­

triebsleitungen aufgrund eines quantitativ neu erschlos­

senen, umfangreichen Quellenmaterials eingehend dar­

zustellen. Miteinbezogen in diese Bilanz wird das grup­

penspezifische Arbeiterverhalten, das sich hinsichtlich 

eines begrenzten , durch die gesetzlichen Bestimmungen 

stark eingeschränkten Aktivitätsfeldes manifestierte, 

sich aber entgegen der verständlichen Annahme, daß es 

unter den gegebenen Bedingungen konform war, doch 

als recht uneinheitlich und unterschiedlich erwies. Die 

Reaktion der Unternehmer - ein zur Zeit reich "beak­

kertes Feld" in der historischen Kapitalismusforschung 

über das Wilhelminische Zeitalter8 - wird als Bezugs­

punkt aufgegriffen, um die Meinungsbildung und die ei­

gentliche Haltung der Bergarbeitervertretungen hin­

sichtlich ihrer innerbetrieblichen Rechte und Pflichten zu 

erhellen. Ziel der Untersuchung ist deshalb einerseits, 

bereits bekannte Thesen - bei denen es sich jedoch 

vorwiegend um die allgemeinere Beziehung zwischen 

Staat, Industrie und Arbeiterschaft handelt- anhand ei­

ner Fallstudie zu überprüfen und andererseits differen­

zierte Aussagen über das tatsächliche Verhalten der 

Ausschüsse im Ruhrbergbau zu formulieren. 



Zur Methodik 

Die Quellengrundlage, auf die sich die folgenden Ausfüh­

rungen stützen, besteht aus einer größeren sich im Berg­

bau-Archiv Bochum befindenden Anzahl von Protokol­

len über Ausschußsitzungen von Betriebsvertretungen. 

Insgesamt wurden 246 Protokolle aus der Zeit von 1906 

bis 1914 von 14 Schachtanlagen des Ruhrgebiets zur 

Auswertung ausgewählt. Das Quellenmaterial9 verteilt 

sich folgendermaßen: 

Zeche Lage 
Anzahl der 

Zeitraum 
Protokolle 

Sterkrade Oberhausen 34 1906-1914 
Prosper I Bottrap 9 1906-1913 
Prosper II Bottrap 6 1906-1914 
Hugo Gelsenkirchen-

Buer 34 1906-1914 
Nordstern 1/11 Gelsenkirchen-

Horst 27 1907-1914 
Nordstern 111 Gelsenkirchen 28 1907-1914 
Prinz Regent Bochum 6 1907-1909 
Friederika Bochum 5 1907-1909 
Friedlicher 
Nachbar Bochum 9 1907-1912 
Hasenwinkel Bochum 8 1907-1910 
Dannenbaum Bochum 8 1907-1909 
Bruchstraße Bochum 3 1909-1910 
Franziska Witten 34 1906-1914 
Harnburg Witten 35 1906-1914 

Unter kritischer Berücksichtigung der Faktoren, die den 

Aussagegehalt dieser Quellengruppe beeinflussen 

konnten, wurde mit der historisch und soziologisch be­

währten Methode der Inhaltsanalyse vorgegangen, in­

dem- im ersten Teil der Untersuchung - aufgrund ei­

ner Zählung der Sitzungen eine Einschätzung der Ein­

stellungen der Belegschaftsvertreter zu den ihnen zuge­

standenen Rechten vorgenommen wurde. Im zweiten 

Teil wurden alle auf der Tagesordnung von den in den Ar­

beiterausschuß gewählten Arbeitnehmervertretern vor­

gebrachten Verhandlungsgegenstände vorerst kategori­

siert und anschließend in einem Indikatorenschema sy­

stematisiert. Obwohl das umfangreiche Quellenmaterial 

- u. a. aus Gründen der Überlieferung und des Mangels 

an vergleichbaren Daten - den Anforderungen eines 

statistisch repräsentativen Sampies methodisch nicht 

vollends entspricht, zeigte seine Analyse auffällige quan­

titative Verdichtungen sowohl zwischen als auch inner-

ersten Jahr der obligatorischen Konstituierung der Ar­

beiterausschüsse, verfolgt ihre praktische Arbeit über 

jene Jahre hinweg, in denen neue Entwicklungen (1909: 

Einrichtung der Sicherheitsmänner, 1912: Bergarbeiter­

streik) zu verzeichnen sind und endet - soweit vorhan­

den und verfolgbar - mit dem letzten Ausschußproto­

koll vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges. Da die kriegs­

bedingte Wirtschaft gerade auch für die Rolle der Be­

triebsvertretungen eine völlig neue Problematik aufwirft, 

hätte eine Einbeziehung solcher Dokumente den Rah­

men dieser historischen Interpretation gesprengt. 

Aufgaben der Arbeiterausschüsse 

Mit der Novelle vom 14. 7. 190510 hatte der Gesetzgeber 

die schon in der Berggesetznovelle vom 24. 6. 1892 zuge­

wiesenen Pflichten und Rechte der Arbeiterausschüsse 11 

auf den Einzelbetrieb begrenzt und in zwei allgemein ge­

haltene Aufgabenkomplexe sowie vier Tätigkeitsfelder 

eingeteilt. 

Zu den eher grundsätzlichen Aufgaben gehörte es einer­

seits, "darauf hinzuwirken, daß das gute Einvernehmen 

innerhalb der Belegschaft und zwischen der Belegschaft 

und dem Arbeitgeber erhalten bleibt oder wiederherge­

stellt wird" und andererseits "Anträge, Wünsche und Be­

schwerden der Belegschaft, die sich auf die Betriebs­

und Arbeitsverhältnisse des Bergwerks beziehen, zur 

Kenntnis des Bergwerksbesitzers zu bringen und sich 

darüber zu äußern"12. 

Weiterhin sollten die Arbeiterausschüsse in folgenden 

konkreten Fällen tätig werden: 

1. Wahl eines Vertrauensmannes zur Überwachung des 

neu eingeführten Verfahrens für die "Feststellung der 

ungenügenden oder vorschriftswidrigen Seladung 

und des bei der Lohnberechnung anzurechnenden 

Teiles der Beladung"13. Den Lohn für einen solchen 

Vertrauensmann hatte allerdings die Belegschaft 

selbst zu tragen 14. 

2. Mitverwaltung der in die Zechenunterstützungskasse 

fließenden Strafgelder und anderen Geldmittel. 

3. Mitarbeit bei der Ausarbeitung von Vorschriften über 

die Benutzung der zecheneigenen Wohlfahrtsein­

richtungen und über das Verhalten von minderjähri­

gen Arbeitern außerhalb des Betriebes. 

4. Äußerung über den Inhalt von Arbeitsordnungen oder 

ihre Nachträge vor ihrem lnkrafttreten. 

halb der Indikatoren, die- kurz zusammengefaßt- die Aktivität und Passivität der Ausschüsse im Spiegel der 

folgenden vier wichtigsten Themenkomplexe betreffen: quantitativen Analyse 

1) Arbeitsbedingungen, 2) soziale Versorgung/Fürsor- Bei der Analyse der 245 Sitzungen der Arbeiteraus-

ge, 3) Lohnverhältnisse und 4) überbetriebliche Forde- schüsse fällt überraschenderweise auf, daß bei 85 Zu-

rungen. sammenkünften keine Verhandlungsgegenstände vorla-

Die Begründung für den von 1906 bis 1914 abgesteckten gen. Das sind mit 34,6% immerhin mehr als ein Drittel 

Untersuchungszeitraum ist naheliegend: Er beginnt im der im vierteljährlichen Turnus anberaumten Sitzungen, 
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Abb. 1: Auszug aus dem Protokoll der Arbeiterausschußsitzung 
der Zeche Hugo vom 24. März 1911 

in denen es weder zu einer Konfrontation noch zu einer 

Diskussion oder bloßen Äußerung von Konfliktfällen 

kam, - gleichwohl auch nicht zum verbalen Ausdruck 

"guten Einvernehmens zwischen der Belegschaft und 

dem Arbeitgeber" oder gar zur Zusammenarbeit. Ange­

sichts der ohnehin beschränkten Beratungs- und Mitwir­

kungsfunktion der Arbeiterausschüsse kann jedoch 

nichtaprioriangenommen werden, dieser hohe Prozent­

satz nicht wahrgenommener Einspruchsmöglichkeiten 

sei ein Zeichen für einen alles in allem konfliktfreien Zu­

stand der innerbetrieblichen Arbeits- und Sozialverhält­

nisse, wie noch eindeutig zu zeigen sein wird. Allenfalls 

kann aufgrund dieser Zählung die These bestätigt wer­

den, daß die Arbeitnehmervertretungen keineswegs ge­

zielt oder wirkungsvoll genug als " Vorposten der Arbei­

terbewegung" eingesetzt wurden,- und dies angesichts 

der Tatsache, daß der Alte Verband seine anfänglich 

starke Zurückhaltung bei der Wahl zu den Ausschüssen 
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vor allem wegen des großen Erfolgs des Christlichen Ge­

werkvereins bei der ersten Wahl schnell aufgegeben hat­

te 15. Dieses politische Kalkül blieb dennoch in den hier 

untersuchten Fällen ohne ersichtlichen Einfluß auf die 

Wahrnehmung von innerbetrieblichen Sitzungen seitens 

der Belegschaftsvertretungen. 

Detaillierte Aufschlüsse lassen sich erhalten , wenn man 

z. B. nach den nicht genutzten Verhandlungsmöglichkei­

ten , gegliedert nach den einzelnen Schachtanlagen und 

nach Jahren, fragt. Während es 1906- im ersten Jahr 

des Bestehens der Ausschüsse - ganz auffällig um­

fangreiche Tagesordnungen gab und nur ?mal " nichts zu 

verhandeln" war, kam das 1907 1 Omal , 1908 13mal und 

1909 sogar 25mal vor. Allein durch die stark zunehmen­

den Zahlen für die Sitzungen ohne Verhandlungsgegen­

stände nach einem eher vielversprechenden Anfang ist 

deshalb eine passive Einstellung der Belegschaftsaus­

schüsse zu beobachten. Wenn man darüber hinaus die 

negativen Reaktionen der Betriebsleitungen auf die je­

weiligen Beschwerden, Wünsche und Anträge dazu in 

Beziehung setzt, wäre eine resignative , ja frustrierte Hal­

tung der Belegschaft bezüglich einer erfolgversprechen­

den Ausübung ihrer Rechte und Aufgaben zu postulie­

ren . 

Das Jahr 1909 stellt nicht ohne Grund einen gewissen 

Wendepunkt dar. Nach Einführung der Sicherheitsmän-

Abb. 2: Bekanntmachung über die Abänderung der Arbeitsord­
nung der Zeche Pluto vom 16. August 1912 
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ner durch die Berggesetznovelle vom 28. Juli16 und der 

vor allem für den sozialdemokratischen Bergarbeiterver­

band erfolgreichen Wahl zu den Arbeiterausschüssen 

und den Sicherheitsmännern von 191017 ist eine ver­

stärkte Aktivität zu verzeichnen: Die Zahl der Sitzungen 

ohne Verhandlungsgegenstände ist von 25 in 1909 auf 3 

in 1910 und damit auf den niedrigsten Stand im Untersu­

chungszeitraum überhaupt gesunken. 

Obwohl aus einer Gesamtzählung der wahrgenomme­

nen sowie der nicht wahrgenommenen Sitzungen eine 

insgesamt passive Handhabung des Instruments der 

Ausschüsse seitens der Arbeitervertreter abzulesen ist, 

kann man dieses Ergebnis keineswegs auf ein allgemein 

konformes Kollektivverhalten der Belegschaften zurück­

führen. Gerade das Gegenteil ist der Fall, wenn man das 

Meinungsbild verschiedener Zechen vergleichenderwei­

se analysiert. 

Unternehmensspezifische Unterschiede in den Aktivitä­

ten der Arbeiterausschüsse 

Am wenigsten aktiv waren die Arbeiterausschüsse der 

1904 von der Deutsch-Luxemburgischen Bergwerks­

und Hütten AG auf die Gelsenkirchener Bergwerks-Ak­

tiengesellschaft übergegangenen Anlagen Franziska 

und Harnburg im Wittener Revier. Es handelte sich hier­

bei um zwei der ältesten sog. Südrandzechen, die mit 

großen abbautechnisch bedingten Schwierigkeiten zu 

kämpfen hatten 18. Während der Arbeiterausschuß auf 

Harnburg insgesamt 35mal zusammentrat, ging er 22mal 

ohne zu verhandeln sofort wieder auseinander. Ähnlich 

war das Bild bei Franziska: Auch hier standen bei 20 von 

34 Zusammenkünften keine Probleme an. Möglicherwei­

se bezeichnend für diese relativ hohe Frequenz der Untä­

tigkeit (Teilnahmslosigkeit) ist, daß zwischen den Arbei­

terausschüssen und den Zechenleitungen keine absolu­

te Konfrontation bestand. Ausführliche Diskussionen 

fanden jedoch statt. Bei den Zusammenkünften war von 

seiten des Grubenvorstandes in der Regel Eduard Klei­

ne 19 anwesend, der, dem Text nach zu urteilen, jeweils 

ohne Schärfe, eher konziliant den Unternehmerischen 

Standpunkt darlegte und stets Gesprächsbereitschaft 

erkennen ließ. Auf der anderen Seite erwiesen sich die 

Arbeiterausschüsse von Harnburg und Franziska, die 

ganz offensichtlich dem Christlichen Gewerkverein na­

hestanden, als maßvoll in der Vertretung ihrer Forderun­
gen2o_ 

Sogar bei der brisanten Frage der Lohnverhältnisse, die 

1912 wieder besonders aktuell wurde, zeigten sich die 

Ausschüsse von Harnburg und Franziska als "einsich­

tig". in der während des Streiks gemeinsam stattgefun­

denen Sitzung vom 13. 3. 1912 wurde protokollarisch 

festgehalten: "Sodann wird die durch die Arbeitsnieder­

legung eines großen Teiles der Belegschaft entstandene 

Lage besprochen. Die Arbeiterausschüsse erklärten, 

daß von den zehn bekannten Forderungen der drei Ver-
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Abb. 3: Schreiben des Bergrevierbeamten an die Deutsch­
Luxemburgische Bergwerks- und Hütten AG über den Verlauf 
der Arbeiterausschußsitzungen vom 1. Februar 1911 

bände die Lohnfrage die einzige von Bedeutung sei. Aber 

auch zu dieser Frage könnte über zu große Lohnunter­

schiede für gleichaltrige Arbeiter hier auf den Schachtan­

lagen nicht geklagt werden ." in derselben Sitzung stim­

men die Vertreter der Arbeiter und die Zechenleitungen 

über einen früheren Termin für die Lohnabschlagszah­

lungen überein, eine Frage, bei der sich die Verwaltun­

gen anderer Zechen häufig sehr unnachgiebig gezeigt 

hatten. 

Anders stellte sich die Situation auf den zur Gutehoff­

nungshütte (GHH) gehörenden Zechen Hugo und Ster­

krade. Bei den ersten Arbeiterausschußwahlen im Jahre 

1905 wurden Nichtorganisierte gewählt, bei einer Wahl­

beteiligung von 9% auf Hugo und 11 %auf Sterkrade21. 

Bis 1914 fanden auf beiden Zechen jeweils 34 Sitzungen 

statt, auf Hugo waren die Teilnehmer 14mal, auf Sterkra­

de 11 mal ohne Diskussion auseinandergegangen. Offen­

sichtlich hat es innerhalb der zum Konzernverbund der 

Gutehoffnungshütte gehörenden Schachtanlagen Ober­

hausen, Vondern, Sterkrade und Hugo politisch unter­

schiedlich agierende und taktierende Arbeiterausschüs­

se gegeben. 

Dies wird beispielsweise deutlich an der Frage, bei der 

Lohnzahlung die "überschießenden" Pfennige (Beträge 

unter 10 Pf) der Unterstützungskasse zufließen zu lassen. 

Am 28. April1906 stand eine solche Eingabe auf der Ta­

gesordnung der Arbeiterausschußsitzung auf Zeche 

Sterkrade. Im Einvernehmen mit der Direktion der GHH 

erklärte sich die Zechenleitung mit dieser Regelung unter 

der Voraussetzung einverstanden, daß eine entspre­

chende Meinungsbildung auf allen GHH-Zechen statt­

fände. Als s.ich der Arbeiterausschuß von Sterkrade auf 
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Abb . 4: Oberhausen. Zeche Sterkrade. Schacht I, 1909 

der nächsten Sitzung damit einverstanden erklärte, woll­

te die Zechenleitung nicht mehr zu ihrer Zusage stehen. 

Das Thema taucht dann erst wieder in der Sitzung vom 

20. 12. 1910 auf, bei welcher der Grubenvorstand erneut 

argumentiert, eine Regelung könne nur für alle Schacht­

anlagen der GHH getroffen werden, doch scheitere das 

am Widerstand der Schachtanlage Vondern . Ein halbes 
Jahr danach wird der Antrag des Ausschusses von Sterk­

rade wiederum gestellt, jetzt allerdings mit der Forde­

rung gekoppelt, daß der gleiche Betrag auch von der Ze­

che aus der Unterstützungskasse zufließen soll. Erwar­

tungsgemäß wird dieser Antrag abgelehnt. Auch die Be­

gründung dafür ist für den Grubenvorstand naheliegend: 

Da die Arbeitervertreter im Vorstand der Unterstützungs­

kasse die Majorität haben, würden sie über die Vertei­

lung der freiwillig gezahlten Beträge der Zeche ohne de­

ren Einspruchsrecht verfügen können . 

Drei Monate später steht der reduzierte Antrag wie im 

Jahre 1906 mit dem Hinweis auf der Tagesordnung , daß 

der Arbeiterausschuß von Vondern dem Antrag in dieser 

Form nunmehr zugestimmt habe. Die Zechenleitung sagt 

die Weiterleitung an den Vorstand der GHH zu , - da­

nach taucht das Thema in den Protokollen nicht mehr 

auf. Es ist offenkundig , daß das Vorgehen innerhalb der· 

Arbeiterausschüsse der GHH-Schachtanlagen in dieser 

Frage zwischen 1906 und 1911 nicht einheitlich war. Vor 
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allem Vondern war von vornherein für eine Einbeziehung 

des Unternehmens zur Zahlung eines anteilmäßigen Bei ­

trags zur Zechenunterstützungskasse eingetreten. An­

dere Arbeiterausschüsse der GHH-Zechen plädierten 

dagegen bloß für eine Regelung der überschüssigen 

Lohnpfennige. Andererseits hatten - und das sollte 

nicht übersehen werden- die nicht einheitlich taktieren­

den Arbeiterausschüsse den Grubenvorständen die Ver­

handlungsposition in der anstehenden Frage der über­

schießenden Pfennige erleichtert. 

ln einer Reihe anderer Fälle zeigten die Grubenvorstände 

gleich von vornherein eine geringe Konzessionsbereit­

schaft Der Antrag des Arbeiterausschusses der Zeche 

Hugo vom 25 . 9. 1912 auf Verbandsmaterial für einzelne 

Reviere wird - um nur eines von vielen Beispielen her­

auszugreifen - mit dem Hinweis abgelehnt, daß wegen 

der geringen Ausdehnung der Grube die Vorräte am 

Schacht ausreichen . Ähnlich äußert sich die Zechenlei­

tung von Sterkrade am 31 . 1. 1907 zu dem Antrag auf 

zwölf Wagen Hausbrandkohlen jährlich dahingehend , 

daß die bisher gelieferten zehn Wagen erfahrungsgemäß 

" für eine zahlreiche Familie" ausreichten. Am 10. 8. 1910 

wird der gleiche Antrag mit einer ganz anderen Begrün­

dung abgelehnt: man befürchte einen Mißbrauch durch 

Verkauf an Fremde statt der Verwendung im eigenen 

Haushalt. 



Abb. 5: Oberhausen. Zeche Sterkrade mit Zufahrtsstraße, 1910 

Zum Verhältnis von Arbeiterausschüssen und Zechenlei­

tungen auf Hugo und Sterkrade kann der Schluß gezo­

gen werden, daß der hohe Anteil nicht wahrgenommener 

Sitzungen insofern Ausdruck resignativen Verhaltens 

war, als die Erkenntnis der eng begrenzten Abänderbar­

keit von Mißständen deutlich wird, - eine Passivität 

schlechthin, die zug leich von den statistischen Ergebnis­

sen konkret untermauert wird . 

An einem dritten Zechen komplex, den zum Phoenix, Ak­

tiengesellschaft für Bergbau und Hüttenbetrieb, gehö­

renden Anlagen Nordstern 1/11 und 111 soll ebenfalls nach 

dem Verhältnis von aktiver Ausschußarbeit und nicht 

wahrgenommenen Sitzungschancen gefragt werden. Es 

soll nach den Gründen gesucht werden, weshalb dort im 

Vergleich zu den Beispielen Hamburg, Franziska, Hugo 

und Sterkrade auffällig viele Sitzungen tatsächlich wahr­

genommen wurden. Auf Nordstern 1/11 fanden insgesamt 

27 Sitzungen statt, vier blieben ohne Verhandlungsge­

genstand. Auf Nordstern I II Iieferten von 28 Sitzungen so­

gar nur zwei keinen Diskussionsstoff. 

Die Arbeiterausschüsse beider Zechen erwiesen sich als 

ausgesprochen aktive Belegschaftsvertretungen, davon 

zeugen u. a. die umfangreichen Tagesordnungen. Von 

keinem anderen der restlichen 12 Arbeiterausschüsse 

wurden den Zechenleitungen mit einer solchen Regel-

mäßigkeitderart viele Anträge, Beschwerden, Wünsche, 

Gesuche oder Behauptungen vorgetragen. Auf Nord­

stern 1/11 standen z. B. am 15. 1. 1912 immerhin 17 Ta­

gesordnungspunkte an: acht vorgebrachte betriebsor­

ganisatorische bzw. -technische Mängel erkannte die 

Betriebsleitung an und sagte Abhilfe zu. in vier Fällen 

zeigte sie Bereitschaft, die bemängelten Störungen des 

Betriebsklimas durch Vorgesetzte prüfen zu lassen. Vier 

Vorsch läge (vor allem zur Unfallvorsorgel wurden ohne 

Begründung abgelehnt. Auf den Antrag, den Termin zur 

Ausschußsitzung acht Tage vorher bekanntzugeben, er­

folgte zechenseitig keine Reaktion. 

Die Tagesordnung dieser Sitzung kann als Spiegelbild 

für vorhandene Reibungspunkte, Mißstände und Mängel 

in den Betriebs- und Arbeitsabläufen gelten und zeigt 

den wirkungsvollen Versuch der Belegschaftsvertreter, 

diejenigen Probleme anzusprechen , die sie unter den ge­

gebenen Umständen für lösbar hielten. Ein solches Vor­

gehen hatte vor allem den Vorteil, daß die Zechenvertre­

tung immer wieder zu Stellungnahmen aufgefordert war. 

Es liegt auf der Hand, daß sich zwei oder drei Beschwer­

den global einfacher ablehnen ließen als etwa acht, zehn 

oder siebzehn. Auf diese Weise müssen die Arbeiteraus­

schüsse von Nordstern auch die Überzeugung von einer 

- wenn auch nur in Ansätzen - erfolgreichen Einwir­

kungsmöglichkeit gewonnen haben. 
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Abb. 6: Statut der Bergwerks-Gesellschaft Dannenbaum, 
Bochum, 1873 (Titelseite) 

Gewerkschaftsforderungen, Reaktionen des Zechenver­

bandes, gesetzliche Regelungen) als auch vom Stand der 

innerbetrieblichen Sozialbeziehungen zwischen den Be­

triebsleitungen und der " Basis" bzw. ihren Repräsentan-

ten. 

Im zweiten Teil der Untersuchung stehen daher nunmehr 

die konkreten Meinungsäußerungen der Arbeitervertre­

ter der 14 Schachtanlagen im Mittelpunkt. Dabei wurden 

alle Tagesordnungspunkte statistisch in der Form erfaßt, 

daß sämtliche Angaben jahrgangsweise nach Zechen 

verschlüsselt wurden. Grundlage der Verschlüsselung 

bildete ein lndikatorenschema, das anhand der Ver­

handlungsgegenständeentwickelt worden ist, und in das 

folgende Überlegungen eingegangen sind: Die Tätigkeit 

der Arbeiterausschüsse war grundsätzlich beeinflußt 

vom überbetrieblichen Dualismus der Interessenvertre­

tungen wie von ihrer innerbetrieblichen Artikulationsfä­

higkeit Sie waren zwar in vielen Fällen die Exponenten 

der Gewerkschaftsorganisationen, nach den Ausschuß­

protokollen zu urteilen aber nur unzureichend deren 

"verlängerter Arm" . Die verhandelten Themenbereiche 

wurden folgendermaßen klassifi?:iert: 

1. Arbeitsbedingungen 

2. Soziale Versorgung/ Fürsorge 

3. Lohnverhältnisse 

4. Überbetriebliche Forderungen 

ln den Kategorien 3 und 4 haben sich vornehmlich die ge­

werkschaftlichen Forderungen22 niedergeschlagen, in 

den Kategorien 1 und 2 stehen die einzelbetriebl ichen 

Verhandlungsgegenstände im Mittelpunkt. Die Gesamt­

auszählung der vorgebrachten bzw. verhandelten rages­

ordnungspunkte hat in der Reihenfolge der Häufigkeit 

Arbeiterausschüsse als Forum der lnteressenartikula- folgendes Bild ergeben: 

tion der Arbeitervertreter 1. Arbeitsbedingungen = 257 Nennungen 

= 111 Nennungen 

= 50 Nennungen 

= 18 Nennungen 

Bisher wurden die Tätigkeit und Wirksamkeit der Arbei- 2. Soziale Versorgung / Fürsorge 

terausschüsse gleichsam von ihrer Negativbilanz her un­

tersucht. Diese Fragestellung lag insofern nahe, als die 

auffällige Beobachtung gemacht wurde, daß in einer er­

heblichen Zahl von Fällen die Arbeitervertreter die Aus­

schußsitzungen gar nicht erst wahrnahmen und damit 

häufig von dem ihnen gesetzlich zustehenden Recht der 

Äußerungen über unzureichende Betriebs- und Arbeits­

verhältnisse keinen Gebrauch machten. Angesichts der 

Tatsache, daß dem Zuständigkeitsbereich der Arbeiter­

ausschüsse bekanntlich enge Grenzen gesetzt waren, 

hätte gerade erwartet werden können, daß sie den Rest 

des ihnen eingeräumten Verhandlungsspielraumes be­

sonders intensiv genützt hätten. Daß dies aber bei wei­

tem nicht der Fall war, muß als fundamentales Ergebnis 

der Analyse festgehalten werden. Die Frage nach den 

Gründen einer solchen Passivität differenziert dieses Er­

gebnis insofern, als Passivität nicht generell mit Unver­

mögen gleichzusetzen, sondern eher abhängig ist so- · 

wohl von dem überbetrieblich verlaufenden Weg der Ar­

beitnehmer-Arbeitgeber-Beziehungen (Artikulation der 
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3. Lohnverhältnisse 

4. Überbetriebliche Forderungen 

Damit rangierten die konkreten Arbeitsbedingungen ein­

deutig an erster Stelle. Zieht man -was sachlich nahe­

liegt - d ie Mängelrügen, Beschwerden und Verbesse­

rungsvorschläge zur Kategorie 2 (Soziale Versorgung/ 

Fürsorge) mit ein, dann haben sich die Arbeiteraus­

schüsse in einem signifikanten Ausmaß stärker ausge­

wiesen als Vertreter der sie gewählten einzelbetriebli­

chen Belegschaften denn als gewerkschaftliche Protago­

nisten. Nun mag dieses Ergebnis nicht auf den ersten 

Blick als Indiz dafür stehen , daß die Arbeiterausschüsse 

den gewerkschaftlichen Organisationen und ihren For­

derungen indifferent gegenüber gestanden hätten: das 

Gegenteil hat Adelmann hinreichend belegt23. Es liegt 

eher nahe, daß die untersuchten Arbeiterausschüsse 

pragmatisch in der Form vorgegangen sind, daß sie ihre 

Verhandlungsgegenstände nach dem Motto des " ge­

ringsten Widerstandes" ausgewählt und vorgebracht ha­

ben. Hier schließt sich der Kreis der Interpretation bezüg-



lieh der nicht genutzten Verhandlungschancen. Anderer­

seits wird daran auch deutlich, daß eine Reihe der für die 

Interessenvertretung der Bergleute dringenden Proble­

me im Untersuchungszeitraum mit schwierigsten Abän­

derungen verbunden war. 

Den größten Verhandlungsradius der betrieblichen Mit­

wirkung besaßen die Arbeiterausschüsse im Bereich der 

Arbeitsbedingungen. Alle darunter fallenden Verhand­

lungsgegenstände lassen sich folgendermaßen zusam­
menfassen: 

1. Ü berschichten!Nachtschichten 

2. Sicherheitsmänner 
3. Seilfahrt 

4. Jugendliche 

5. Vertrauensmänner/Strafwesen 

6. Unfallverhütung 

7. Lohnauszahlungsmodalitäten 

8. Betriebstechnische Einzelmängel 

9. Betriebsorganisatorische Einzelmängel 

10. Gezäheersatz 

11. Waschkauen 

Bezeichnend für die zurückhaltende, sich auf den Weg 

des " geringsten" Widerstandes einpendelnde Verhal­

tensweise der Belegschaftsvertretungen ist die quantita­

tive Verteilung dieser Verhandlungspunkte. Mit 57 Nen­

nungen stehen betriebsorganisatorische Mängel an der 

Spitze. Diskussionen über die Tätigkeit der Sicherheits­

männer folgen an zweiter Stelle. Dabei ist zu berücksich­

tigen, daß 1910 erstmals die Wahl der Sicherheitsmänner 

nach der Berggesetznovelle von 1909 erfolgte, dieses 

Thema (einschließlich der Wahlen) 20mal auf den Tages­

ordnungen stand, 1914 dagegen gar nicht mehr. 

Probleme der sozialen Versorgung (Kategorie 2) wider­

spiegeln mit 111 Verhandlungen in den Ausschußsitzun­

gen ebenfalls dringende Probleme und Anliegen der Be­

legschaften. Besonders hier erweist sich, daß die Arbei­

terausschüsse die Phase der lnstitutionalisierung erfolg­

reich bestanden haben. Über den gesamten Untersu­

chungszeitraum konstant sind die Anträge - ohne sie 

hier einzeln zu verzeichnen - der Arbeitervertreter zu 

den Unterstützungskassen (40). Aufbesserungen hin­

sichtlich der Menge und reibungslosen Belieferung von 

Hausbrandkohlen wurden- auch dies ohne zeitlich auf­

fallende Sprünge - 24mal zum Verhandlungsgegen­

stand, gefolgt von Wünschen hinsichtlich der Naturalien­

versorgung (20). Probleme der medizinischen Behand­

lungaufgrund von Familienkrankenscheinen und Abstel­

lung von Mängeln in den Zechenkolonien bestätigen das 

Bild, daß die Arbeiterausschüsse eher geneigt und in der 

Lage waren, die " kleinen" vor den " großen" Diskussions­

gegenständen aufzugreifen, -dies in wohl richtiger Ein­

schätzung ihrer Verhandlungsposition. 

Lohnerhöhungen, Lohngestaltung und Arbeitszeit sind 

im Ruhrbergbau bis zum Abschluß des ersten Tarifver­

trages im November 1919 vorrangiger Konfliktstoff ge­

wesen, wobei es anerkanntermaßen generell nicht nur 

um lineare Steigerungen ging24. Diesen Punkten haben 

sich die gewerkschaftlichen Verbände frühzeitig zuge-

Abb. 7: Arbeiterausschußprotokoll der Zeche Harnburg vom 28. Juni 1912 
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Abb . 8: Oberhausen. Bergarbeiterkolonie Dunkelschlag, 1906 

wandt. Entsprechende Verbandsforderungen haben die 

Arbeitervertreter in den Ausschüssen übernommen, 

doch dies geschah in weit geringerem Maß, als es zu er­

warten wäre. Die Notierung aller im Zusammenhang mit 

der Kategorie 3 "Lohnverhältnisse" diskutierten Sachzu­

sammenhänge läßt sich auf sechs Verhandlungspunkte 

reduzieren, und zwar nach der Häufigkeit der vorge­

brachten Äußerungen in : 

1. Anträge auf freies Geleucht ( 14) 

2. Anträge auf einzelbetriebliche Lohnerhöhungen (11) 

3. Gewerkschaftliche Forderungen nach generellen 

Lohnerhöhungen (9) 

4. Anträge nach neuen (einzelbetrieblichen) Gedinge-

festsetzungen (9) 

Das freie Geleucht wurde den Bergleuten erst 1919 tarif­

lich garantiert25, die ständigen Forderungen danach seit 

1906 bilden einen Schnittpunkt, in dem überbetriebliche 

Verbandsforderungen mit dem Einzelanliegen der Be­

legschaften deckungsgleich sind. 

Der Antrag der Arbeiterausschüsse auf freies Geleucht 

wurde in der Regel ohne Begründung abgelehnt. Einen 

Hinweis auf die Unnachgiebigkeit der Zechen in dieser 

Frage zeigt ein Schreiben des Vorstandes des Phoenix 

an den Grubenvorstand von Nordstern 1/11: " Aus dem mir 

vorliegenden Protokoll . . . ersehe ich, daß der Antrag auf 

freies Geleucht gestellt ist. Sollte ein solcher Antrag wie- . 

derholt werden , so bitte ich denselben kurz abzuleh­

nen"26. An anderer Stelle wird deutlich, daß die Geleucht-
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frage durchaus nicht einheitlich gehandhabt wurde. Das 

Gesuch des Arbeiterausschusses der Zeche Sterkrade 

vom 18. 11 . 1907 wurde ausdrücklich mit dem Hinweis 

abschlägig beschieden , daß "nur einige wenige Zechen 

im Revier freies Geleucht gewähren würden." 

Über einen Zeitraum von neun Jahren erschienen insge­

samt nur 11 mal Forderungen nach Lohnerhöhungen , 

und zwar sowohl in bestimmten Größenordnungen als 

auch generell. Über den gesamten Untersuchungszeit­

raum ist festzustellen , daß die Unternehmensvertreter 

ausführlich zu diesen Forderungen Stellung nahmen, 

gleichgültig, ob sie eindeutig als gewerkschaftliche Ver­

bandsforderungen oder als Anträge des Einzelbetriebes 

deklariert wurden . Sie leiteten ihre Stellungnahmen -

formal berechtigt - jeweils stereotyp mit dem Hinweis 

ein, daß sie gemäß den Vorstellungen des Gesetzgebers 

nicht verpflichtet seien, über Arbeitsvertragsangelegen­

heiten quasi kollektiv zu verhandeln. 

Auf die Eingabe des Arbeiterausschusses der Zeche 

Hugo vom 26 . 1. 1911 reagierte beispielsweise die Ze­

chenleitung mit dem Hinweis auf wirtschaftlich unabseh­

bare Folgen . Auf den Antrag vom 26. 6. 1912- wenige 

Wochen nach dem erfolglos verlaufenen Streik27 und 

nach einer "allgemeinen Lohnerhöhung " - erwiderte 

die Zechen Ieitung, daß eine "tatsächliche" Erhöhung be­

reits seit Februar eingetreten sei undeine steigende Kon­

junktur auch steigende Löhne nach sich zöge. Ganz of­

fensichtlich versuchten die Unternehmensvertretungen 



Abb. 9: Oberhausen. Bergarbeiterkolon ie Eisenheim, 1906 

mit dieser Verhandlungsstrategie, die Arbeiterausschüs­

se besonders "ernst" zu nehmen, was zugleich darauf 

abzielte, die Bergarbeiterverbände gerade in diesem 

Punkt zu "neutralisieren". Das gelang besonders dem 

Grubenvorstand auf der Zeche Hamburg: Als dort in ei­

ner gemeinsamen Sitzung mit dem Arbeiterausschuß der 

Anlage Franziska am 13. 3. 1912 über die durch die Ar­

beitsniederlegung eines großen Teils der Belegschaft 

entstandene Lage verhandelt wurde, erklärten die Arbei­

tervertreter, "daß von den 10 bekannten Forderungen 

der drei Verbände die Lohnfrage die einzige von Bedeu­

tung sei". Doch schränkten sie zugleich ein, daß auf bei­

den Schachtanlagen keine übermäßigen Lohnunter­

schiede für gleichaltrige Arbeiter bestünden. 

Wie sehr andererseits der Mangel eines gesetzlich veran­

kerten Tarifpartners von den Zechenleitungen recht wir­

kungsvoll ins Kalkül gezogen wurde, beweist die taktisch 

geschickte, abschließende Stellungnahme von Eduard 

Kleine, die das Protokoll vom 13. 3. 1912 folgenderma­

ßen festgehalten hat: "Auf die Frage, warum die Beleg­

schaften nicht erst einmal abgewartet hätten, ob die in 

Aussicht gestellten Lohnerhöhungen stattfinden würden, 

vermochten die Ausschüsse eine Antwort nicht zu ge­

ben". ln derselben Sitzung stimmten Arbeiterausschüsse 

und Zechenverwaltungen über einen möglichst frühen 

Termin der Lohnabschlagszahlungen überein, - ein 

Verhandlungsgegenstand, der auch bei anderen Aus­

schüssen häufig (insgesamt 22mal) auf den Tagesord-

nungen stand und dort nur selten die Zustimmung der 

Zechenvertreter fand . Dieser konkrete Fall zeigt, daß in 

gewisser Weise beide Seiten ihre Positionen in der Form 

offen ließen, daß ein Verhandlungsgespräch wirklich 

zweiseitig stattfand. Die Grenzen dieses " Miteinanders" 

werden allerdings daran deutlich , daß einerseits das 

Ausschußmitglied August Schulz - obwohl ohne Ein­

wendungen gegen das Protokoll - erst unterzeichnen 

wollte, nachdem er eine Abschrift erhalten hatte, und an­

dererseits Kleine veranlaßte, daß außer dem zuständigen 

Revierbeamten auch der Zechenverband das Protokoll 

zur Kenntnisnahme erhielt. 

Die unter der Kategorie 4 " Überbetriebliche Forderun­

gen" zusammengefaßten Verhandlungsgegenstände be­

trafen Forderungen nach der paritätischen Zusammen­

setzung des 1909 vom Zechenverband eingerichteten 

Arbeitsnachweises28, Fragen der Schiedsgerichte, der 

Einwirkung der Zechendirektoren auf ihre Vertreter in 

den Knappschaftsverwaltungen im Interesse der Beleg­

schaften und nach dem Recht auf Freizügigkeit, auf das 

nachdrücklich die Bergarbeiterverbände pochten. Nicht 

immer wurden diese Forderungen geschickt vorgetra­

gen, wie die Verhandlung im Arbeiterausschuß der Ze­

che Sterkrade vom 27. 10. 1906 verdeutlicht: Der Be­

schwerde bezüglich der Freizügigkeitseinschränkung 

begegnete die Zechenleitung mit dem Gegenbeweis, daß 

zum 1. 11 . zwar 37 Bergleute gekündigt hätten, aber 25 

neue Arbeiter eingestellt würden. Gleichwohl wird fest-
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gestellt, daß ein " übermäßiger" Wechsel gerade unter 

dem Aspekt der Sicherheit abträglich sei. Die Berechti­

gung der vom Arbeiterausschuß vorgebrachten Be­

schwerde wird dann insofern bestätigt, als die Zechenlei­

tung nachdrücklich davon spricht, daß sich die " Notwen­

digkeit einer gewissen Beschränkung" ergäbe. 

Abb. 10: Bochum. Zeche Friedlicher Nachbar, um 1910 

Mängeln und Störungen der Arbeitsverhältnisse erfolg­

ten . Im Bereich der Fragen, die die soziale Versorgung 

und Fürsorge betreffen, bestimmten die Zusagen auf 

Prüfung das Verhalten der Zechenleitungen, ohne daß 
allerdings ad hocZusagen gegeben wurden. 

Eine typische Verhandlungsposition der Grubenbeam­

ten bestand darin , global vorgebrachten Einsprüchen 

und Anträgen mit der Frage nach konkreten Einzelfällen 

zu begegnen. Stereotyp erfolgte das z. B. immer dann, 

wenn die Forderung nach paritätischer Besetzung des 

beim Zechenverband eingerichteten zentralen Arbeits­

nachweises zur Sprache kam 29. 

Insbesondere auf betriebsorganisatorische Beschwer­

den der Belegschaftsvertreter reagierten die Zechenver­

treter mit der Gegenforderung, die Ausschüsse sollten 

bei vorgetragenen disziplinarisch bedingten Mängeln 

Belegschaftsmitglieder namentlich nennen, um danach 

die Mängel abstellen zu können . Dies traf häufig bei Mel­

dungen über Unregelmäßigkeiten in der Reihenfolge der 

Ausfahrt zu 30. Andere Konflikte suchten die Grubenvor­

stände in der Form zu lösen , daß sie für die Ursachen die 

Belegschaften und Bergleute selbst verantwortlich 

machten . Als der Arbeiterausschuß von Sterkradein der 

Sitzung vom 26. 11. 1911 u. a. die Lieferung schlechter 

Deputatkohle bemängelte, reagierte die Zechenleitung 

mit der Aufforderung , die betroffenen Bergleute sollten 

sich melden. Danach sollten die Kameradschaften , die 
Reaktionen und taktisches Verhalten der Arbeiteraus- · schlechte Kohlen geliefert hatten , festgestellt und zur Re-

schüsse chenschaft gezogen werden31. 

Zum Abschluß soll die Frage der Einwirkungsmöglichkeit 

und des Aktionsradius der Arbeiterausschüsse betrach­

tet werden, und zwar auf dem Hintergrund der Reak­

tionsweise und Taktik der Zechenleitungen als Verhand­

lungspartner. Die Reaktionen der Grubenverwaltungen 

auf Beschwerden, Forderungen und Anträge der Arbei­

terausschüsse lassen sich in drei Kategorien einteilen: 

1. Prüfung 

2. Zusage auf Abhilfe von Mängeln bzw. Zustimmung zu 

Anträgen 

3. Ablehnung 

Zusammenfassung 

Die hohe Zahl der ablehnenden Reaktionen läßt trotz zu 

beobachtender Lösungen eng begrenzter betriebsorga­

nisatorischer Konflikte nicht den generellen Schluß zu, 

daß durch die Institution der Arbeiterausschüsse "das 

Eine Auszählung der Reaktionen aller Ausschußsitzun- gute Einvernehmen zwischen der Belegschaft und dem 

genergibt folgendes Bild: 91 mal wurde Prüfung von Vor- Arbeitgeber besonders" gediehen wäre. Auf der anderen 

gängen zugesagt, 11 omal Abhilfe von Mängeln in Aus( Seite hat eine ganze Reihe der untersuchten Arbeiteraus-

sicht gestellt, 103 Ablehnungen von Anträgen sind zu ver- schüsse ihren ohnehin eng begrenzten Verhandlungs-

zeichnen . Die Differenz von 304 Reaktionen auf 436 Ta~ spielraum nur sehr unzulänglich ausgenutzt, was zu-

gesordnungspunkte bzw. Verhandlungsgegenstände gleich bedeutet, daß die Einwirkungsmöglichkeit der 

kommt dadurch zustande, daß die Zechenleitungen gar 

nicht reagiert haben bzw. -was häufiger ist- auf meh­

rere Einzelanträge zusammenfassend geantwortet ha­

ben. Setzt man die Art der zechenseitigen Äußerungen in 

Beziehung zu den vier Gruppen von Verhandlungsge­

genständen, so entfällt der größte Teil der ablehnenden 

Reaktionen auf die Lohnverhältnisse und die überbe­

trieblichen Forderungen , wohingegen die meisten positi­

ven und konstruktiven Äußerungen zu vorgetragenen 
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Ausschüsse in hohem Maße von der Aktivität und Be­

harrlichkeit ihrer Mitglieder abhängig war. 

Zwar ist richtig , daß die Grubenvorstände in der Regel 

Diskussionspunkte sachlich ablehnten, die der Gesetz­

geber nicht in die Zuständigkeit der Arbeiterausschüsse 

aufgenommen hatte, doch sind auch hier Ansatzpunkte 

zu einer erweiterten Gesprächsbereitschaft erkennbar. 

Man wird die Tätigkeit der Arbeiterausschüsse im Ruhr­

bergbau zwischen ihrer lnstitutionalisierung im Jahre 



1906 und dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges als von 

begrenzter Reichweite bezeichnen können, ohne zu ver­

kennen, daß sie dennoch geeignet waren, eine Reihe von 

Störungen vornehmlich in den Arbeits- und Betriebsver­

hältnissen zu beheben und Erleichterungen zu schaffen. 

Wie unterschiedlich das von Zeche zu Zeche verlaufen 

konnte, hat die Untersuchung an einigen für typisch er­

kannten Beispielen aufzuzeigen versucht. Dazu gehört 

gleichermaßen die Erkenntnis, daß die Arbeiteraus­

schüsse in dem ihnen vorgegebenen Rahmen bei weitem 

nicht optimal gearbeitet haben. 
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